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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den federführenden Ausschuss für Verkehr 

und Fremdenverkehr, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. erinnert daran, dass Artikel 195 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union  der EU neue Zuständigkeiten im Tourismusbereich überträgt, mit denen 

insbesondere die Maßnahmen der Mitgliedstaaten – unter Einhaltung des 

Subsidiaritätsprinzips – im Hinblick auf die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der 

Tourismusbranche und ihres Potenzials für ein dynamisches und nachhaltiges Wachstum 

ergänzt werden;  betont, wie wichtig die Entwicklung der Tourismusbranche für die 

Untermauerung der regionalen Dimension innerhalb der EU und für die Stärkung des 

Gefühls einer europäischen Bürgerschaft ist; 

2. weist darauf hin, dass die Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 über den Europäischen Fonds 

für regionale Entwicklung Maßnahmen zum Schutz und zur Förderung des natürlichen 

und kulturellen Erbes zu ihren Prioritäten zählt, weil diese Möglichkeiten für die 

Entwicklung eines nachhaltigen und qualitativ hochwertigen Tourismus – mit Blick auf 

die Schaffung von Mehrwert – bieten; betont, wie wichtig ein integrierter und kohärenter 

Ansatz ist, der Wirtschaftswachstum und neue Arbeitsplätze schafft und dazu beiträgt, 

Europa zu einem beliebten Reiseziel für Besucher aus der EU und aus Drittländern zu 

machen und damit Europas außerordentlichen kulturellen Reichtum, der in den von der 

UNESCO als Kulturerbe eingestuften Stätten zum Ausdruck kommt, und seinen 

unermesslichen Naturreichtum an den in der EU bestehenden Stätten des Netzes Natura 

2000 zur Geltung bringen;  fordert in diesem Zusammenhang auch für die nächste 

Förderperiode ein eindeutiges Bekenntnis zur verstärkten Förderung des Tourismus durch 

die Kohäsionspolitik; 

3. unterstreicht, dass der Tourismus konkrete Auswirkungen auf den wirtschaftlichen, 

sozialen und territorialen Zusammenhalt in allen Mitgliedstaaten hat; betont ferner, dass 

der Tourismus für einige Regionen der Europäischen Union – beispielsweise Inseln, 

Bergregionen, entlegene Grenzstädte, dünn besiedelte Regionen, ländliche Gebiete und 

Regionen in äußerster Randlage –, die einen Entwicklungsrückstand aufweisen, die 

Haupteinnahmequelle darstellt oder darstellen könnte und direkte Auswirkungen auf das 

Wachstum anderer Branchen hat, und weist deshalb darauf hin, dass der Tourismus 

keinesfalls von der Kohäsionspolitik abgekoppelt werden darf; betont, dass der Tourismus 

in diesem Zusammenhang insbesondere in den von Bevölkerungsrückgang oder 

Entvölkerung betroffenen Regionen eine Möglichkeit zur Wiederbelebung der Wirtschaft 

darstellen könnte; ist der Ansicht, dass ihre Zugänglichkeit, insbesondere mittels 

Ausweitung der Ziele des transeuropäischen Verkehrsnetzes auf diese Regionen, 

Berücksichtigung finden muss; 

4. betont die Notwendigkeit einer aktiven Wettbewerbspolitik, die den Trend zur 

Konzentration der Branche und den Missbrauch marktbeherrschender Stellungen 

überwacht; 

5. weist darauf hin, dass das kulturelle Erbe sowie die Vielfalt der Regionen und Sprachen in 

Europa auf dem weltweiten Tourismusmarkt wesentliche komparative Vorteile darstellen; 
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fordert, dass diesen Faktoren bei wirtschaftlichen Analysen des Tourismussektors 

gebührende Beachtung geschenkt wird, besonders bei der Zuweisung von Mitteln zur 

Erhaltung und Aufwertung von Reisezielen von kultureller Bedeutung; 

6. betont, dass die soziale, wirtschaftliche und ökologische Nachhaltigkeit eine 

Grundvoraussetzung für die Entwicklung und die Erhaltung jeder touristischen Tätigkeit 

darstellt; fordert die Kommission dringend auf, – gegebenenfalls nach der Einleitung einer 

öffentlichen Konsultation und einer Folgenabschätzung sowie unter Berücksichtigung der 

bewährten Verfahren der Mitgliedstaaten – ein „europäisches Siegel“ zu entwickeln, mit 

dem Erzeugnisse und Dienstleistungen von herausragender Qualität erkennbar gemacht 

werden, und gleichzeitig das Image Europas auf der Welt zu stärken und dabei diese 

Initiative mit dem „Europäischen Kulturerbe-Siegel“ und den UNESCO-Stätten zu 

koordinieren; 

7. ersucht die Kommission, die Aufnahme volkstümlicher Bräuche aus den Mitgliedstaaten, 

einschließlich kulinarischer Traditionen, in die Weltkulturerbeliste zu unterstützen, damit 

sie künftigen Generationen erhalten bleiben, und eine europäische Strategie zur Förderung 

volkstümlicher Bräuche auf europäischer und internationaler Ebene auszuarbeiten; 

8. betont erneut, dass die Entwicklung nachhaltiger und den Grundsätzen der sozialen 

Verantwortung entsprechender Formen des Tourismus dem lokalen Gewerbe eine 

dauerhafte Einkommensquelle und ein Mittel zur Förderung stabiler Beschäftigung bietet 

und es gleichzeitig möglich macht, die Landschaft und das kulturelle, künstlerische, 

historische und soziale Erbe jeder Region zu schützen und aufzuwerten, auch unter 

Berücksichtigung der Möglichkeiten, die Natura 2000 bietet; befürwortet daher die 

Nutzung von Synergien zwischen der Förderung des Tourismusgewerbes und allen 

regionalen Besonderheiten, die zur Belebung der lokalen und regionalen Wirtschaft 

beitragen können; begrüßt die Initiative der Kommission, eine Strategie für einen 

nachhaltigen Küsten- und Meerestourismus auszuarbeiten, und hofft, dass spezifische 

Strategien auch in Bezug auf Insel-, Berg- und andere sensible Regionen durchgeführt 

werden; 

9. ist der Ansicht, dass die nachhaltige Entwicklung des Tourismus so gestaltet werden 

sollte, dass sein natürlicher, kultureller und historischer Wert in der Gegenwart anerkannt 

wird, aber auch künftigen Generationen erhalten bleibt; 

10. unterstreicht die wesentliche Rolle, die der EFRE und der ELER im Hinblick auf die 

Entwicklung der touristischen Attraktivität des ländlichen Raums und die Diversifizierung 

der Wirtschaftsaktivitäten spielen können; 

11. betont die Rolle des Sports bei der Förderung des Tourismus und begrüßt Initiativen wie 

das Projekt „Wassersport im Atlantischen Raum“; verweist darauf, dass Sport sowohl eine 

kulturelle als auch eine aktive Freizeitbeschäftigung ist, die für Touristen ein Anreiz sein 

kann, auch in abgelegene Regionen der EU zu reisen; 

12. begrüßt den Vorschlag der Kommission, Maßnahmen zur Unterstützung des Tourismus in 

vier Bereiche einzuteilen; ist aber der Ansicht, dass die Entwicklung eines neuen 

politischen Rahmens für den europäischen Tourismus einen integrierten Ansatz in engem 

Zusammenhang mit den Besonderheiten jeder Region und eine wirksame Koordinierung 
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der Maßnahmen der EU und der Mitgliedstaaten sowie der regionalen und lokalen 

Maßnahmen erfordert, die geeignet ist, die Synergien zu nutzen, die zwischen den 

verschiedenen Gewerben, die sich direkt oder indirekt auf den Tourismus auswirken, 

entstanden sind, wobei der Grundsatz der Subsidiarität eingehalten werden muss; fordert 

die Mitgliedstaaten dringend auf, die zuständigen regionalen und lokalen Behörden ab 

einem sehr frühen Stadium in die Verhandlungen einzubinden; 

13. ersucht die Kommission, die Mitgliedstaaten und die regionalen und lokalen Behörden, 

die Entwicklung von integrierten Netzen und Projekten im Bereich des Tourismus, die – 

um eine unkoordinierte Entwicklung zu verhindern – sämtliche Infrastrukturaspekte 

einschließen, zu fördern und zu unterstützen und die Schaffung von Partnerschaften im 

Hinblick auf den Austausch bewährter Verfahren voranzutreiben; ruft zu einer aktiven 

Beteiligung seitens der regionalen und lokalen Gebietskörperschaften gemäß dem 

Subsidiaritäts- und dem Partnerschaftsprinzip auf; unterstreicht, dass konkrete Initiativen 

zur Förderung von Innovationen und zur Entwicklung neuer Informationstechnologien 

und Kommunikationskanäle durchgeführt werden müssen; fordert Initiativen, die darauf 

abzielen, die finanziellen Steuerungssysteme angemessen zu nutzen, den elektronischen 

Handel zu fördern und die im Binnenmarkt noch bestehenden Hindernisse, die seiner 

Entwicklung im Wege stehen, zu beseitigen; fordert, dass die Bestimmungen vereinfacht 

werden, damit die Akteure im Tourismusbereich – vor allem kleine und mittlere 

Unternehmen, selbständig Erwerbstätige und die Kultur- und Kreativwirtschaft – 

erleichterten Zugang zu den einschlägigen Finanzierungsinstrumenten, insbesondere 

Mikrokrediten, erhalten; 

14. erachtet es für notwendig, eine europäische Maßnahme zum Schutz der Rechte von 

Touristen und ihrer Sicherheit einzuführen; 

15. betont, wie wichtig es ist, die Vielfalt des touristischen Angebots, das Europa bietet, 

anhand wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer Kriterien und Kriterien, die den 

territorialen Zusammenhalt betreffen, zu schützen und aufzuwerten; 

16. betont die besondere Schutzbedürftigkeit der Küstenregionen, Inseln, Regionen in 

äußerster Randlage und Bergregionen, deren Wirtschaft oftmals vom Tourismus abhängig 

ist, gegenüber den Umweltauswirkungen des Tourismus sowie der globalen 

Herausforderung des Klimawandels, die im neuen Rahmen für den Tourismus ebenfalls 

berücksichtigt werden sollten; unterstreicht daher, dass die in diesen Regionen getätigten 

Investitionen nachhaltig sein müssen; 

17. erachtet es als notwendig, die Auswirkungen des saisonalen Tourismus durch eine 

Diversifizierung und Spezialisierung des touristischen Angebots auszugleichen, und jede 

Art von nachhaltigem ganzjährigen Tourismus, Reiserouten, ökologischen und sozialen 

Tourismus zu unterstützen, die insbesondere Schulkinder, junge Menschen, Personen mit 

eingeschränkter Mobilität und ältere Menschen, die einen Markt mit riesigem 

Wachstumspotential darstellen, als Zielgruppe haben; begrüßt die positiven Ergebnisse 

der vorbereitenden Maßnahme Calypso und fordert die Kommission auf, die Arbeiten im 

Hinblick auf deren künftige Weiterentwickelung fortzusetzen und die Schaffung eines 

Mechanismus zur Förderung des touristischen Austausches zwischen den Mitgliedstaaten 

in der Nebensaison für Senioren, Jugendliche, Menschen mit Behinderungen und andere 
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benachteiligte Gruppen zu unterstützen; 

18. fordert die Kommission auf, einen strategischen Plan zu entwickeln, um mithilfe von 

Abkommen über Zusammenarbeit, Tourismusförderung und eine Politik erleichterter 

Bearbeitung von Touristenvisa Reisende aus den Schwellenländern, insbesondere aus 

Brasilien, Russland, Indien und China, anzuziehen; vertritt die Auffassung, dass die 

Maßnahmen der EU zur Förderung des Tourismus für Europa als globales Reiseziel 

werben müssen, die Maßnahmen der Mitgliedstaaten und der regionalen und lokalen 

Gebietskörperschaften ergänzen müssen und nicht einzelne europäische Reiseziele 

gegenüber anderen begünstigen dürfen; 

19. begrüßt die Überlegungen der Kommission hinsichtlich der sozio-ökonomischen und der 

Umweltauswirkungen in Bezug auf die Tourismusbranche und unterstützt Anstrengungen 

zur Erreichung einer höheren Wettbewerbsfähigkeit, wobei gleichzeitig auf einen 

verantwortungsvollen Umgang mit den Ressourcen (Energie, Wasser, Rohstoffe etc.) zu 

achten ist; 

20. weist darauf hin, dass die Mobilität und die Anbindung der Regionen, insbesondere der 

am schwersten zugänglichen, sichergestellt werden müssen, um der Tourismuspolitik in 

allen Regionen der Europäischen Union zu wirklichem Erfolg zu verhelfen; 

21. fordert, dass größeres Augenmerk auf die Qualität der Beschäftigung in der 

Tourismusbranche gelegt wird, wobei die spezialisierte Aus- und Weiterbildung mit 

Schwerpunkt Sprache und Technologie, die Unterstützung von KMU und 

Unternehmertum, insbesondere unter Frauen und jungen Menschen, die Mobilität der 

Arbeitskräfte und faire Bezahlung sowie die Bekämpfung von Schwarzarbeit und die 

Verhinderung von Ausbeutung im Mittelpunkt stehen sollten; ermuntert die 

Mitgliedstaaten sowie die regionalen und lokalen Behörden, die Instrumente, die der 

Europäische Sozialfonds und andere Instrumente der EU und der Mitgliedstaaten im 

Bereich der beruflichen Bildung anbieten, zu nutzen; hebt hervor, dass Maßnahmen 

ergriffen werden müssen, um Ungleichgewichte auf den regionalen Arbeitsmärkten zu 

vermeiden, die infolge saisongebundener Tätigkeiten in der Tourismusbranche entstehen; 

22. betont, dass die Tourismusbranche das volle Potenzial grenzüberschreitender Investitionen 

in wettbewerbsfähige Cluster an den Binnen- wie auch an den Außengrenzen der 

Europäischen Union besser nutzen sollte; 

23. ersucht die Mitgliedstaaten, die Bestimmungen zu vereinfachen und den 

Verwaltungsaufwand zu verringern, um die europäischen Finanzierungsinstrumente, die 

für die laufende Finanzplanung zur Verfügung stehen, optimal zu nutzen und die 

Wettbewerbsfähigkeit der Branche und der Tourismusdestinationen auszubauen; fordert 

nachdrücklich, dass der Beitrag, den der Tourismus zur Wiederherstellung des sozialen, 

wirtschaftlichen und territorialen Gleichgewichts leistet, im Rahmen der Überprüfung der 

Kohäsionspolitik und im Lichte der neuen Zuständigkeiten, die der Vertrag der EU im 

Tourismusbereich überträgt, stärker hervorgehoben wird; hofft ferner, dass die Erbringung 

von wettbewerbsfähigen Dienstleistungen von herausragendem Niveau und höchster 

Qualität und die Nachhaltigkeit die Voraussetzung dafür sind, dass EU-Mittel für den 

Tourismusbereich bereitgestellt werden; fordert, in die nächste Finanzielle Vorausschau 

und die Strukturfondsverordnungen die Umwandlung von touristischen Gebieten, die von 
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Niedergang betroffen sind, als Priorität einzubeziehen, um deren Wettbewerbsfähigkeit 

und Nachhaltigkeit zu gewährleisten; 

24. vertritt die Auffassung, dass eine bessere Koordinierung zwischen allen Beteiligten, 

einschließlich der europäischen, nationalen, regionalen und lokalen Behörden, sowie eine 

höhere Komplementarität der Maßnahmen und finanziellen Mittel aus den Strukturfonds 

und dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 

eine integriertere und nachhaltigere Entwicklung des Tourismussektors fördern und dazu 

beitragen wird, sein volles Potenzial auszuschöpfen; 

25. weist darauf hin, dass es für die Tourismusbranche wichtig ist, über angemessene 

Infrastrukturen zu verfügen, und fordert in diesem Sinne, dass die Entwicklung der 

transeuropäischen Verkehrsnetze, insbesondere der Hochgeschwindigkeitsseewege, 

vorangetrieben wird; 

26. fordert Regionen mit ungenutztem touristischen Potenzial auf, Beispiele bewährter 

Verfahren aus der Tourismusbranche innerhalb und außerhalb der EU zu berücksichtigen, 

mit denen im letzten Jahrzehnt der Fremdenverkehr erheblich ausgebaut wurde; 

27. regt an, eine EU-Online-Plattform für den Tourismus einzurichten, um das lokale und 

regionale Tourismuspotenzial so wirksam wie möglich zu fördern. 
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